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MITTELSTAND aktuell - BVMW

Deutschland und die TÃ¼rkei unterhalten eine starke Handels- partnerschaft und sind ... der Verhandlungen Ã¼ber einen EU-Beitritt der TÃ¼rkei beste- hen bleiben und sogar ... Banken von Finanztransaktionssystemen, wie z.B. SWIFT) vorsehen;. 
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MITTELSTAND aktuell Alles was Recht ist



TÜRKEI – SCHUTZ FÜR HANDELSPARTNER UND INVESTOREN VOR UNSICHERHEIT Deutschland und die Türkei unterhalten eine starke Handelspartnerschaft und sind wirtschaftlich eng miteinander verflochten. Die Türkei ist einer der 20 wichtigsten Handelspartner Deutschlands und verhandelt über einen Beitritt zur Europäischen Union als einem der weltweit größten Märkte. Nun hat die Rating Agentur Standard & Poors die Türkei als Hochrisiko-Land eingestuft. Eine Steigerung der Exporte von erwarteten 5 bis 10% im Jahr 2016 wird nach Ansicht des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK) ausbleiben. Die Handelspartnerschaft in Zahlen ausgedrückt (Quelle: Statistisches Bundesamt): Deutschland und die Türkei haben im Jahr 2015 Waren im Wert von 36,9 Mrd. EUR gehandelt. Davon exportierte Deutschland Waren im Wert von 22,4 Mrd. EUR in die Türkei und importierte Waren im Wert von 14,5 Mrd. EUR. Bei den Exporten rangiert die Handelspartnerschaft zwischen Deutschland und der Türkei damit noch vor Deutschland und Russland, Südkorea oder Japan. Die wichtigsten Exportgüter waren im Jahr 2016 Kraftwagen und Kraftwagenteile (6,4 Mrd. EUR) und Maschinen (4,3 Mrd. EUR), während traditionell die Türkei als Textilhersteller nach Deutschland Bekleidung und Textilien im Wert von 3,3 Mrd. EUR exportiert hat. Die Verunsicherung trifft damit drei besonders wichtige Branchen der deutschen Wirtschaft: Automobil, Maschinenbau und Textilwirtschaft.



Wie sieht die Handelsbeziehung mit Deutschland und der EU derzeit aus? Obwohl sich also der wirtschaftliche Horizont zusehends verdunkelt, hat sich aus rechtlicher Sicht – jedenfalls formell – bisher nichts verändert: Die Türkei ist nach wie vor verhandelnder Beitrittskandidat der Europäischen Union. Das bedeutet, die Handelsgeschäfte zwischen Deutschland und der Türkei könnten alsbald in einem Binnenmarkt, also ohne Handelsbeschränkungen, in Anwendung der vier EU-Grundfreiheiten, der Warenverkehrsfreiheit, der Personenfreizügigkeit, der Dienstleistungsfreiheit und der Kapital- und Zahlungsverkehrsfreiheit, durchgeführt werden. Es liegt auf der Hand, dass ein Beitritt der Türkei zur EU eine wesentliche Verbesserung und Vereinfachung der Handelsbeziehungen mit sich brächte. Ob die Verhandlungen zwischen



der EU allerdings nach dem Putschversuch fortgeführt werden, entscheidet sich voraussichtlich auf dem nächsten Treffen des Europäischen Rats, dem „Gipfel der EU“, am 16. September 2016. Die Türkei ging 1964 mit der EWG ein Assoziationsabkommen, das sogenannte „Ankara-Agreement“, ein, wonach sich die Türkei und die EWG verpflichten, die Voraussetzungen für eine Zollunion und die Verwirklichung der europäischen Grundfreiheiten zu schaffen. Das Ankara-Agreement mündete in Beschlüsse des Assoziationsrates EWG-Türkei über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in den Jahren 1976 und 1980 und später über die Aufhebung von Einfuhrzöllen im Agrarbereich (1987). Seit 1996 ist die Türkei Mitglied der Europäischen Zollunion, wonach die allermeisten Waren zollfrei in die EU bzw. Türkei importiert werden können. Es bestehen außerdem Präferenzabkommen. Deutschland und die Türkei schlossen zudem 1965 ein Investitionsschutzabkommen ab, wonach Kapitalanlagen und deren Erträgnisse (Eigentum, Anteilsrechte, Gewinnanteile, Zinsen, Ansprüche, Urheberrechte, Nutzungsrechte, Vermögen jeder Art) der jeweiligen Staatsangehörigen und Gesellschaften besonders geschützt sind. Deutsche Kapitalanlagen und türkische Kapitalanlagen werden rechtlich gleichbehandelt. Ansprüche wegen einer Ungleichbehandlung können gegen den jeweils ungleichbehandelnden Staat bei dem Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten (ICSID) gerichtlich geltend gemacht werden. Neben diesen EU- und deutschen Abkommen mit der Türkei bestehen weitere internationale Abkommen und nationale Gesetze, die Handelspartnerschaften mit der Türkei absichern.



Wie sieht die Handelsbeziehung der Türkei, Deutschland und der EU zukünftig aus? Die Handelsabkommen werden selbst nach einem Abbruch der Verhandlungen über einen EU-Beitritt der Türkei bestehen bleiben und sogar an Bedeutung gewinnen: sollten im Zuge der politischen Maßnahmen der türkischen Regierung Zwangsschließungen von Unternehmen oder sonstige Beeinträchtigungen der Kapitalanlagen ausländischer Handelspartner festzustellen sein, könnten diese jedenfalls unter dem



Investitionsschutzabkommen Entschädigungszahlungen gerichtlich gegen die Türkei als Staat geltend machen. Auch die Durchsetzung von Ansprüchen unter Assoziierungsabkommen oder die individuelle Durchsetzung der Zollunionsvorschriften durch die Wirtschaftsteilnehmer sind denkbar, wenn eine Benachteiligung dargelegt und bewiesen werden kann. Aus rechtlicher Sicht ist allerdings Augenmerk darauf zu legen, wie die Europäische Union darauf reagieren wird, wenn festzustellen sein sollte, dass die politischen Maßnahmen der türkischen Regierung die Rechtsstaatlichkeit – nach dem Verständnis der EU – im Lande aushebeln sollten. Es wäre dann möglich, dass die EU rechtlich reagierte und durch wirtschaftlich geprägte Handelsbeschränkungen – also Wirtschaftssanktionen – versuchte, die rechtsstaatliche Ordnung in der Türkei wieder herstellen zu lassen. Sanktionen überlagern bilaterale und multilaterale Abkommen, so dass jede individuell eingegangene oder in Zukunft einzugehende Handelsbeziehung darauf zu untersuchen ist, ob sie unter den Sanktionen rechtlich zulässig ist. Ein Verstoß gegen Sanktionen zieht regelmäßig Strafen für die handelnden Personen, das Unternehmen und dessen Organe nach sich. Wirtschaftlich würde die Einführung von Sanktionen massive Auswirkungen auf die Handelspartnerschaft zwischen Deutschland und der Türkei haben. Ein Beispiel dafür ist der signifikante Rückgang der Exportwirtschaft für Handelsbeziehungen Deutschlands mit der Russischen Föderation.



Wie können sich deutsche Unternehmer schützen? Grundsätzlich ist die Geltendmachung von Ansprüchen unter Handelsabkommen möglich, aber aufwendig. Sie ist dann zu empfehlen, wenn hohe Werte in Rede stehen und Verhandlungspositionen ausgereizt sind. Allerdings sind Verfahren erfolgversprechend: von 444 beendeten Verfahren endeten immerhin 26,4% zu Gunsten des klagenden Investors, 25,7% noch mit einem Vergleich zwischen Staat und Investor, also insgesamt 51,4% ohne Niederlage des Investors, und lediglich 36,5% endeten zu Gunsten des Staates. Zunächst sollten



Unternehmen daher bestehende Investitionen in der Türkei und Verträge mit türkischen Handelspartnern insbesondere daraufhin prüfen, ob ƒƒ bereits eine direkte Beeinträchtigung einer Investition eingetreten ist (z.B. Rücknahme oder Nichterteilung von Genehmigungen für den Bau von Produktionsstätten oder Reiseund Handlungseinschränkungen wichtiger Funktionsträger im Unternehmen mit signifikanten Auswirkungen auf die Investition); ƒƒ die Abwicklung der Zahlungsströme unter Verträgen weiterhin gewährleistet ist (z.B. Transfer von baren Gegenleistungen für Warenlieferungen, Gewinnen oder Zinszahlungen aus der Türkei nach Deutschland); ƒƒ Verträge grundsätzlich eine Kündigungsmöglichkeit im Fall nationaler Krisen (höhere Gewalt) vorsehen oder ob Schadensersatz bei Nichteinhaltung der Verträge geltend gemacht werden kann; ƒƒ Verträge eine adäquate Verteilung von Währungsrisiken (Gefahr der Währungsabwertung oder Ausschluss türkischer Banken von Finanztransaktionssystemen, wie z.B. SWIFT) vorsehen; ƒƒ Verträge hinreichend flexibel gestaltet sind, um Produktion und Handel nach Menge, Ort der Produktion und Lieferweg der neuen wirtschaftlichen und politischen Lage anzupassen; ƒƒ unternehmenseigene Compliance-Anforderungen in Verträgen und als Voraussetzung für die Durchführung von Investitionen noch eingehalten werden, wenn Verträge weiterhin zur Durchführung kommen oder Investitionen weiterhin aufrechterhalten werden; ƒƒ die Rechts- und Gerichtsstandwahl deutsches Recht und einen deutschen Gerichtsstand ausweist (Durchsetzung von Ansprüchen in der Türkei erscheint schwierig). Mit einem Blick in die ungewisse Zukunft der Handelspartnerschaft mit der Türkei ist Unternehmen dringend zu empfehlen, genau prüfen zu lassen, auf welcher rechtlichen Grundlage die Partnerschaft eingegangen worden ist und welche Rechte dem deutschen Unternehmer im Streit- oder Krisenfall zustehen. Dr. Christoph Torwegge LL.M. (University of Bristol) Hamburg Partner bei Osborne Clarke www.osborneclarke.com



Kontakt: Der BVMW vertritt im Rahmen der Mittelstandsallianz 270.000 kleine und mittlere Unternehmen. Über 300 Repräsentanten haben jährlich rund 700.000 direkte Unternehmerkontakte. Der BVMW organisiert mehr als 2.000 Veranstaltungen pro Jahr.



Bundesverband mittelständische Wirtschaft (BVMW) e. V. Kommission Recht Leipziger Platz 15, D-10117 Berlin Tel.: +49 (0)30 533206-0, Fax: +49 (0)30 533206-50 [email protected], www.bvmw.de
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cher wird nicht per se fÃ¼r Leiharbeit â€žgesperrtâ€œ, sodass der fle- xible Personaleinsatz insgesamt kaum spÃ¼rbar gehemmt wird. Ein zweites wesentliches Anliegen ...










 


[image: alt]





MITTELSTAND aktuell - BVMW 

16.01.2016 - (Anti-Terror und Menschenrechte). Die USA erfÃ¼llen ebenfalls ihre Verpflichtungen unter dem JC-. POA. Diese sind allerdings nicht so ...
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aktuellen Ã„nderungsvorhaben bei Zeitarbeit und Werk- vertrÃ¤gen. Hier muss ... Hochqualifizierte Migranten fÃ¼r KMU in Berlin/Brandenburg. FachkrÃ¤fte aus dem ...
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der Konsum der Deutschen werde es auch im neuen Jahr wieder richten, ist angesichts volkswirtschaftlich bedeutender Entwicklungen in Asien und.
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te Fahrt ein geringerer Lohn vereinbart werden, als fÃ¼r die Ã¼b- rige Arbeitszeit. [Entscheidungen, Richtlinie: EuGH, Urteil v. 10.09.2015 - C-266/14;. BAG, Urteil v.
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Der deutsche Mittelstand fordert daher Ã„nderungen bei. TTIP. Mehrâ€¦ ... Auf dem Mittelstand-Digital-Kon- gress des Bundeswirtschaftsministeriums prÃ¤sentierte.
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Dr. Wolfgang Reinhart. Umfrage: Mittelstand will 2016 kräftig investieren ... Das Wiener Abkommen – Aufhebung des Iran-Embargos? Chan- cen und Risiken für ...
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Am 25.07.2015 ist das IT-Sicherheitsgesetz in Kraft getreten. â–« Zweck des IT-Sicherheitsgesetzes ist die â€žsignifikante Ver- besserung der Sicherheit ...
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16.01.2016 - Genehmigungsverfahren fÃ¼r den Export dieser GÃ¼terkategori- en. Ein Verbot bleibt fÃ¼r GÃ¼ter des MTCR-Regimes bestehen. â–« Das Verbot des ...
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WerkvertrÃ¤ge und Zeitarbeit: EinschrÃ¤nkungen verhindern! WerkvertrÃ¤ge und Zeitarbeit dienen der flexiblen und ... (ab Min. 2:37). Berlin direkt (ZDF): â€žBVMW.
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legung von Investitionsstreitigkeiten (ICSID) gerichtlich geltend gemacht werden. ... Sanktionen überlagern bilaterale und multilaterale Abkommen, so dass jede ...
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von Banken, Versicherungen, der Öl-, Gas- und petrochemischen. Industrie, der Schifffahrt, der ... ternationalen Handel eröffnen. Die daraus erwachsenden ...
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ABGRENZUNG BARLOHN UND SACHBEZUG. Seit dem BMF (Bundesministerium der Finanzen)-Schreiben vom 13.10.2013 besteht bei der Anwendung der ...
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UNGÃœLTIG: WELCHE OPTIONEN BLEIBEN? Die Safe-Harbor-Entscheidung der EU-Kommission wurde vom. EuropÃ¤ischen Gerichtshof (EuGH) im Verfahren ...
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de im Hinblick auf die Altersvorsorge vieler Haushalte eine kriti- sche Entwicklung. Da brachte bislang auch der seit dem zweiten. Halbjahr 2013 beobachtbare ...
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Reden unserer Ehrengäste Taavi Rõivas, Günther Oettinger, Gerd Müller ... (Ministerpräsident Estlands), Dr. Gerd Müller (Bundesent- ... Fotos: Christian. Kruppa.
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beitnehmer oder den Arbeitsplatz bezieht. AnzuknÃ¼pfen ist nach dem Entwurf allein an die Person des Leiharbeiters. Dieser kann erst nach einer Karenzzeit von ...
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rÃ¼ber hinaus hat die Kommission eine enge Zusammenarbeit mit den DatenschutzbehÃ¶rden auf nationaler und EU-Ebene ange- kÃ¼ndigt, um eine kohÃ¤rente ...










 


[image: alt]





MITTELSTAND aktuell - Osborne Clarke 

die sich beim Transfer personenbezogener Daten in die USA, etwa an Tochtergesellschaften oder Auftragnehmer, auf Safe. Harbor als Legitimationsgrundlage ...
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Januar 2017 Liebe Leserin, lieber Leser, dem Mittelstand ... - BVMW 

01.01.2017 - in Betracht. Für Übertragungen ab 26 Millionen Euro vermindert sich der. Verschonungsabschlag sukzessive. Alternativ kommt ein Erlass von der. Erbschaftsteuer infrage. Der Erlass ist davon abhängig, ob der Empfänger in der Lage ist, die 
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Juni 2016 Sehr geehrte Damen und Herren, MITTELSTAND ... - BVMW 

01.06.2016 - Phoenix: „Deutschlands Konzerne im Umbruch: Gelingt der Strukturwandel?“ Erfolgreich nachhaltig: Bis 15. Juni für CSR-Preis bewerben!
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01.01.2017 - Dazu gehÃ¶ren etwa BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Rentenkasse oder zu den Versorgungswerken. FÃ¼r die BerÃ¼ck- sichtigung der Sonderausgaben gilt ein HÃ¶chstbetrag von 23.362 Euro. Maximal kÃ¶nnen 84 Prozent abgesetzt werden. Bei Arbeitnehme
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DV-GerÃ¤te, elekt. + opt. Erzeugnisse. Elektrische AusrÃ¼stungen. Energieversorgung. Glaswaren, Keramik, Steine und Erden. Gummi- und Kunststoffwaren.










 


[image: alt]





marketingstudie - BVMW 

Die Studie wurde von TNS Infratest durchgefÃ¼hrt in Kooperation mit den BranchenverbÃ¤nden: Bundesverband der Deutschen GieÃŸerei-Industrie (BDG),.
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